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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1953 

5 - 65100 - 1656/53 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlage übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
3. Juni 1953 über den Freundschafts-, Handels- 
und Konsularvertrag zwischen Deutschland und 
den Vereinigten Staaten von Amerika vom 8. De- 
zember 1923 mit seinen Abänderungen 


nebst Begründung. 

Außerdem sind die deutsdien Texte des Abkommens, meiner 
mündlichen Erklärung anläßlich der Unterzeichnung des Ab- 
kommens und meines Schreibens vom 3. Juni 1953 an den Hohen 
Kommissar der Vereinigten Staaten von Amerika beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 113. Sitzung am 17. Juli 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die Vor- 
lage keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 


zu dem Abkommen vom 3. Juni 1953 über den Freundschafts-, Handels- 
und Konsularvertrag zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika vom 8. Dezember 1923 mit seinen Abänderungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Dem in Bonn am 3. Juni 1953 Unterzeich- 
neten Abkommen über den Freundschafts-, 
Handels- und Konsularvertrag zwischen 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 8. Dezember 1923 mit seinen 
Abänderungen (Reichsgesetzbl. 1925 II S. 795, 
1935 II S. 743) wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel VI in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


f 


Durcli den Freundschafts-, Handels- und Kon- 
sularvertrag vom 8. Dezember 1923 (RGBl. 
1925 II S. 795) wurde das freundschaftliche 
Verhältnis Deutschlands zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika erstmals auf eine brei- 
tere rechtliche Grundlage gestellt. Der Rah- 
men dieses Vertrages war genügend weit ge- 
spannt, um den auf beiden Seiten gleich star- 
ken Wunsch, die politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Beziehungen zu fördern und 
zu vertiefen, voll wirksam werden zu lassen. 
Der Vertrag von 1923 regelt auf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit das Aufenthaltsrecht, 
die wirtschaftliche und kulturelle Betätigung, 
die Möglichkeit, Eigentum zu erwerben so- 
wie darüber zu verfügen, die Schiffahrt, das 
Konsularwesen und schließlich alle sonstigen 
mit der Gewährung der Freizügigkeit im Ge- 
biet der Vertragsstaaten zusammenhängenden 
Fragen. 

Die erste Abänderung zu dem Vertrag von 
1923 ergibt sich aus dem Notenwechsel vom 
19. März 1925/21. Mai 1925. Die hierin ver- 
einbarten Zusätze sind gleichzeitig mit dem 
Vertrag veröffentlicht und in Kraft getreten, 
ohne jedoch größere praktische Bedeutung zu 
erlangen. 

Die zweite Abänderung betrifft die gegen- 
seitige Gewährung der Meistbegünstigung auf 
dem Zollgebiet. Die entsprechenden Bestim- 
mungen des Art. VII sind 1935 auf deutsche 
Anregung hin durch ein besonderes Abkom- 
men außer Kraft gesetzt worden (vgl. Be- 
kanntmachung vom 11. Oktober 1935 über 
die Änderung des deutsch-amerikanischen 
Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts- 
vertrages — RGBl. 1935 II S. 743 — ). Für 
die Dauer des Interimsabkommens konnte die 
Bundesregierung auf gleiche Vereinbarungen 
verzichten, da beide Staaten sich die Meist- 
begünstigung auf dem Zollgebiet über das 
Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) gewähren, dem sie beide angehören. 
Die deutsch-amerikanischen Wirtschaftsbezie- 
hungen haben sich auf der Grundlage des Ver- 
trages von 1923 so befriedigend entwickelt, 
daß die Vereinigten Staaten bald zu einem 
sehr bedeutenden Handelspartner Deutsch- 
lands wurden. Nach Beendigung des unheil- 
vollen zweiten Weltkrieges und nachdem die 
Schatten der Vergangenheit zurückgewichen 
waren, war es ein besonderes Anliegen der 


Bundesregierung, das für den Völkerfrieden 
so bedeutsame gute Verhältnis zu den Verei- 
nigten Staaten von Amerika wiederherzustel- 
len. Audi die amerikanisdie Regierung hat 
mehrfach ihrem Wunsch Ausdruck gegeben, 
den Beziehungen zu der Bundesrepublik 
Deutschland wieder eine normale Grundlage 
zu geben. 

Die Verhandlungen über die Wiederinkraft- 
setzung des Vertrages von 1923 reichen bis in 
das Jahr 1950 zurück. Als größtes Hindernis 
gegen eine schnelle Einigung mit der amerika- 
nischen Regierung stellte sidi einmal die ame- 
rikanisdie Gesetzgebung über die Besdilag- 
nahme und Liquidierung des deutsdien Eigen- 
tums in den Vereinigten Staaten dar und zum 
anderen der amerikanisdie Wunsch, die Be- 
stimmungen des Art. VI des Vertrages von 
1923 über die Wehrpflicht der inzwischen 
geänderten Gesetzgebung in den Vereinigten 
Staaten anzupassen. Die Regierung der Ver- 
einigten Staaten hat daher gemäß Art. XXXI 
des Vertrages den Art. VI gekündigt. Der 
Art. VI tritt nadi Ablauf eines Jahres vom 
Tage der Zustellung der Kündigungsnote 
außer Kraft. 

Nachdem die Regierung der Vereinigten Staa- 
ten in der Frage des deutsdien Eigentums 
eine dem deutschen Standpunkt mehr entge- 
genkommende Auffassung bekundet hatte, 
waren die Voraussetzungen für eine Einigung 
über das Wiederinkrafttreten des Vertrages 
gegeben. Trotz der Vielzahl der bei der For- 
mulierung des Abkommens vom 3. Juni 1953 
auftaudienden Probleme, die sidi aus dem 
Status der Vereinigten Staaten in Deutsdiland 
einerseits und der besonderen Lage der Bun- 
desrepublik andererseits ergaben, war es mög- 
lidi, während des Kanzlerbesuches in Wa- 
shington im April 1953 Einverständnis über 
ein Interimsabkommen, durch das der Ver- 
trag von 1923 mit seinen Abänderungen wie- 
der in Kraft gesetzt werden soll, zu erzielen. 
Nachdem der Senatsaussdiuß für auswärtige 
Angelegenheiten der Vereinigten Staaten das 
Abkommen gebilligt und seine Annahme 
durch den Kongreß empfohlen hatte, konnte 
die Unterzeichnung in Bonn am 3. Juni 1953 
erfolgen. 

Die mit der Ratifikation des Interimsabkom- 
mens wiederhergestcllte Rechtsgrundlage im 
Verkehr zwischen Deutschland und den Ver- 
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einigten Staaten wird sowohl den deutschen 
als auch den amerikanischen Wirtschaftskrei- 
sen zugute kommen bei den Bestrebungen, 
ihre Handelsbeziehungen auszudehnen. Für 
den deutschen Kaufmann erwachsen allein auf 
Grund der Tatsache, daß der Vertrag wieder 
wirksam ist, die gleichen Rechte, wie sie die 
Vereinigten Staaten ihren anderen Handels- 
partnern in den Fragen des Aufenthaltsrechts, 
der geschäftlichen oder gewerblichen Betäti- 
gung oder des Eigentumserwerbs gewähren. 
Dies gilt insbesondere für die Erteilung des 
„Treaty Alien Visums“, auch „Treaty Mer- 
chant Visum“ genannt. Dieses längerfristige 
Einreisevisum wird nur solchen ausländischen 
Kaufleuten „für die Durchführung wichtiger 
kaufmännischer Tätigkeit für Zwecke des 
Handels zwischen ihrem Heimatstaat und 
den Vereinigten Staaten“ erteilt, die einem 
Staat angehören, mit dem die Vereinigten 
Staaten einen Handelsvertrag geschlossen ha- 
ben. Bislang konnten deutsche Kaufleute nur 
ein kurzfristiges Besuchsvisum erhalten, an 
welches die Bedingung geknüpft war, keine 
bezahlte Tätigkeit in den USA auszuüben. 
Oder aber es mußte, falls ein längerer Aufent- 
halt geplant war und eine Tätigkeit gegen 
Entgelt ausgeübt werden sollte, ein Einwan- 
derungsvisum beantragt werden. Es liegt auf 
der Hand, daß die Wiederinkraftsetzung des 
Vertrages von 1923 hier große Erleichterun- 
gen bringen wird. 

In der Erkenntnis, daß mit dem Wiederin- 
krafttreten des Vertrages von 1923 nur ein 
erster Schritt auf dem Wege einer Vertiefung 
der freundschaftlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen getan worden ist, sind beide Re- 
gierungen übereingekommen, den alten Ver- 
trag alsbald durch einen zeitgemäßen und um- 
fassenden Vertrag zu ersetzen. 

Das Abkommen vom 3. Juni 1953 bedarf 
nach Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines 
Bundesgesetzes. 

Die Bundesrepublik hat ein starkes Interesse 
daran, eine der Rechtsgrundlagen ihrer 
freundschaftlichen Beziehungen zu den Verei- 
nigten Staaten von Amerika alsbald in Kraft 
zu setzen. Eine Fortdauer des bisherigen ver- 
tragslosen Zustandes würde den Bestrebun- 
gen, die deutsch-amerikanischen Beziehungen 
zu vertiefen, abträglich sein. 


Im einzelnen 
Zu Art. I und II 

Mit dem Inkrafttreten des Abkommens vom 
3. Juni 1953 werden durch dessen Art. I die 
Bestimmungen des Freundschafts-, Handels- 
und Konsularvertrages mit den sich aus Art. II 
des Abkommens ergebenden Ergänzungen 
wieder zur Anwendung gebracht. 

Zu Art. III 

Art. III regelt das Verhältnis von Handels- 
vertrags-, Besatzungs- und zwischenstaatli- 
chem Recht, und zwar auch für die Zeit nach 
Inkrafttreten der in Bonn am 26. Mai 1952 
Unterzeichneten Verträge. 

Die in Art. III niedergelegten Vorbehalte der 
Vereinigten Staaten ergeben sich aus deren 
internationalen Verpflichtungen und sind des- 
halb vom amerikanischen Standpunkt unver- 
zichtbare Elemente eines Vertrages. 

Zu Art. IV 

Der räumliche Geltungsbereich des Abkom- 
mens erstreckt sich gemäß Art. IV auf das Ge- 
biet der Bundesrepublik mit der Möglichkeit, 
Berlin (West) einzubeziehen. 

Zu Art. V 

Art. V enthält die Vereinbarung, daß Ver- 
handlungen über einen neuen Freundschafts-, 
Handels- und Konsularvertrag unverzüglich 
aufzunehmen sind. 

Zu Art. VI 

Gemäß Art. VI tritt das Abkommen am Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden 
in Kraft. 

Im Zusammenhang mit der Unterzeichnung 
des Abkommens vom 3. Juni 1953 hat die 
Bundesregierung eine Erklärung abgegeben 
über die Frage des in den Vereinigten Staa- 
ten seit dem 11. Dezember 1941 beschlag- 
nahmten deutschen Eigentums. Ferner hat die 
Bundesregierung ihre früheren mündlichen 
Erklärungen über die Rechte der berufskon- 
sularischen Vertretungen der Vereinigten 
Staaten in der Bundesrepublik schriftlich be- 
stätigt. 
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Abkommen über den Freundschafts-, Handels- und Konsularvertrag 
zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika 
vom 8. Dezember 1923 mit seinen Abänderungen 


Von dem Wunsche geleitet, die zwischen ih- 
nen bestehenden Bande der Freundschaft zu 
festigen, und ihre Beziehungen sobald wie 
möglich auf eine normale und feste Grund- 
lage zu stellen, haben die Bundesrepublik 
Deutschland und die Vereinigten Staaten von 
Amerika als einen Schritt zu diesem Ziel hin 
beschlossen, die Bestimmungen des am 8. De- 
zember 1923 in Washington Unterzeichneten 
Freundschafts-, Handels- und Konsularver- 
trages zwischen Deutschland und den Verei- 
nigten Staaten von Amerika in seiner abge- 
änderten Fassung in vollem Umfang wieder 
in Kraft zu setzen, soweit nicht in den folgen- 
den Artikeln etwas anderes bestimmt ist; und 
zwar als eine vorläufige Maßnahme, so lange 
der Abschluß eines diesen Zwecken dienenden 
umfassenderen zeitgemäßen Vertrages oder 
mehrerer solcher Verträge noch aussteht. Sie 
haben daher durch ihre gehörig bevollmäch- 
tigten Vertreter folgendes vereinbart: 

Artikel I 

Die Bestimmungen des am 8. Dezember 
1923 in Washington Unterzeichneten Freund- 
schafts-, Handels- und Konsularvertrages zwi- 
schen Deutschland und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika in seiner durch Notenwech- 
sel vom 19. März 1925/21. Mai 1925 und 
durch das in Washington am 3. Juni 1935 Un- 
terzeichnete Abkommen abgeänderten Fas- 
sung werden zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika von dem Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens an zur Anwendung gebracht und als 
voll wirksam erachtet, soweit nicht einer der 
Hohen Vertragschließenden Teile bisher dem 
anderen Vertragsteil gemäß Artikel XXXI 
des genannten Vertrages die Absicht kundge- 
tan hat, irgendeinen seiner Artikel zu ändern 
oder auszuscheiden. Der genannte Vertrag ist 
wirksam, soweit nicht in den folgenden Arti- 
keln etwas anderes bestimmt ist, unbeschadet 
der Frage, ob bisher Bestimmungen des ge- 
nannten Vertrages nach Ausbruch der Feind- 
seligkeiten zwischen Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika wirksam 


geblieben oder irgendwann wieder wirksam 
geworden sind. 

Artikel II 

Entsprechend seinem Sinn wird Artikel 
XIX des genannten Vertrages durch folgen- 
den Zusatz ergänzt: 

Die Regierung jedes Vertragsteils kann im 
Gebiet des anderen Vertragsteils Grund- 
stücke, Gebäude und Zubehör erwerben, zu 
Eigentum haben, für jeden beliebigen Zeit- 
raum mieten oder pachten, oder sonst- 
wie innehaben und besitzen, wenn dies für 
Regierungszwecke, außer für solche militä- 
rischer Art, notwendig oder zweckdienlich 
ist. Falls nach dem am Ort geltenden Recht 
die Genehmigung der örtlichen Behörden 
für einen derartigen Erwerb oder Besitz er- 
forderlich ist, so ist diese Genehmigung auf 
Antrag zu erteilen. 

A r t i k e 1 III 

Keine Bestimmung dieses Abkommens oder 
des genannten Vertrages soll irgendwie be- 
rühren: 

1. die Rechte und Pflichten eines Vertragsteils 
in bezug auf Maßnahmen zum Schutz we- 
sentlicher Sicherheitsinteressen oder 

2. den Status der Vereinigten Staaten von 
Amerika und ihres Personals in Deutsch- 
land. 

Bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der am 
26. Mai 1952 in Bonn Unterzeichneten Ver- 
träge haben die Rechtsvorschriften, Verwal- 
tungsanordnungen oder Direktiven, die auf 
Grund des Status der Vereinigten Staaten in 
Deutschland etwa in Kraft sein sollten, den 
Vorrang vor Bestimmungen dieses Abkom- 
mens oder des genannten Vertrages, falls sie 
mit diesen nicht vereinbar sind. Von diesem 
Zeitpunkt an haben in einem solchen Falle die 
Bestimmungen der genannten Bonner Ver- 
träge und aller bereits geschlossenen oder 
noch zu schließenden zusätzlichen Vereinba- 
rungen den Vorrang. 
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Artikel IV 

Bis zur friedlichen Wiedervereinigung 
Deutschlands umfaßt das deutsche Gebiet, für 
das der genannte Vertrag gilt und voll wirk- 
sam ist, den gesamten Raum zu Lande, zu 
Wasser und in der Luft, über den die Bundes- 
republik Hoheitsrechte ausübt. Dieses Ab- 
kommen tritt auch in Kraft und der genann- 
te Vertrag gilt und ist voll wirksam im Ge- 
biet von Berlin (West), sobald die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten von Amerika 
schriftlich mitgeteilt hat, daß alle hierfür in 
Berlin erforderlichen rechtlichen Vorausset- 
zungen erfüllt sind. 

Artikel V 

Es wird vereinbart, daß Verhandlungen 
über einen neuen Freundschafts-, Handels- 
und Schiff ahrtsvertrag unverzüglich aufzu- 
nehmen sind. 

Artikel VI 

1. Dieses Abkommen ist zu ratifizieren, und 
die Ratifikationsurkunden sind sobald wie 
möglich in Washington auszutauschen. 


2. Dieses Abkommen tritt am Tage des Aus- 
tausches der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 

3. Jeder Vertragsteil kann dieses Abkommen 
mit einer Frist von 6 Monaten durch 
schriftliche Mitteilung an den anderen Ver- 
tragsteil kündigen. 

ZU URKUND DESSEN haben die beider- 
seitigen gehörig bevollmächtigten Vertreter 
dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN in zweifacher Ausfertigung, 
in deutscher und englischer Sprache, die beide 
in gleicherweise maßgebend sind, zu Bonn am 
dritten Juni neunzehnhundertdreiundfünfzig. 

Für die Bundesrepublik 
Deutschland 
gez. Adenauer 

Für die Vereinigten Staaten 
von Amerika 
gez. James B. Conant 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 


Bonn, den 3. Juni 1953 


Erklärung 

Anläßlich der heutigen Unterzeichnung des 
Abkommens über den Freundschafts-, Han- 
dels- und Konsularvertrag zwischen Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika vom 8. Dezember 1923 mit seinen Ab- 
änderungen, habe ich folgende mündliche Er- 
klärung abgegeben: 

„Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land wird sich nicht auf die Bestimmung des 
Artikels I Absatz 4 des Freundschafts-, Han- 
dels- und Konsularvertrages zwischen Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika vom 8. Dezember 1923 berufen, um die 
Rückgabe der in der Zeit zwischen dem 11. 
Dezember 1941 und dem Inkrafttreten des 
heute Unterzeichneten Abkommens oder dem 
Inkrafttreten der am 26. Mai 1952 in Bonn 
Unterzeichneten Verträge, je nachdem welcher 
Zeitpunkt früher liegt, von der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika enteigneten 
deutschen Vermögenswerte zu erwirken. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land hat mit Befriedigung von der Presseer- 
klärung der amerikanischen Regierung vom 
17. April 1953 Kenntnis genommen, nach der 
von diesem Zeitpunkt an keine neuen oder 
zusätzlichen deutschen Vermögenswerte in 
den Vereinigten Staaten von Amerika enteig- 
net werden." 


gez. Adenauer 


7 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 


Bonn, den 3. Juni 1953 


Seiner Exzellenz 

dem Hohen Kommissar der Vereinigten Staaten von Amerika 
Herrn Dr. James B. Conant 


Herr Hoher Kommissar, 

Im Zusammenhang mit der heutigen Unter- 
zeichnung des Abkommens über den Freund- 
schafts-, Handels- und Konsularvertrag zwi- 
schen Deutschland und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika vom 8. Dezember 1923 mit 
seinen Abänderungen beehre ich mich, Ihnen 
zu bestätigen, daß die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland beabsichtigt, ihre Ver- 
waltungsanordnung vom 23. Oktober 1950 
über die steuerliche Behandlung der diploma- 
tischen und berufskonsularischen Vertretun- 
gen auswärtiger Staaten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland auch nach der Wiederin- 
kraftsetzung des obengenannten Vertrages 
von 1923 gegenüber den berufskonsularischen 
Vertretungen der Vereinigten Staaten von 
Amerika anzuwenden. Sie behält sich aber 
vor, diese Verwaltungsanordnung später ab- 
zuändern oder aufzuheben. In einem solchen 
Falle werden den berufskonsularischen Ver- 
tretungen der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika und deren Mitgliedern mindestens die 
gleichen Vorrechte und Vergünstigungen ge- 
währt werden wie den berufskonsularischen 
Vertretungen anderer Staaten und deren Mit- 
gliedern in der Bundesrepublik Deutschland, 
soweit den berufskonsularischen Vertretun- 
gen der Vereinigten Staaten von Amerika und 
deren Mitgliedern nicht eine günstigere Be- 
handlung auf Grund des vorgenannten Ver- 
trages von 1923 zu gewähren ist. 

Ich benutze auch diesen Anlaß, um Ihnen, 
Herr Hoher Kommissar, die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung zu er- 
neuern. 

gez. Adenauer 
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